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Antragstext
Die Kreismitgliederversammlung möge beschließen:

Es werden folgende Ersetzungen und Ergänzungen vorgenommen:
Zeile 504: Städte wird durch Städten ersetzt.
Zeile 504: mittellos im Stich gelassen wird ersetzt durch ständig neue Aufgaben übertragen, die 
nicht ausreichend finanziert sind und die finanzielle Situation weiter verschlechtern. Auch die seit 
Ende der 90er Jahre im Zuge der neoliberalen Steuerpolitik gesenkten Einkommensteuersätze 
belasten kommunale Haushalte
Zeile 509: nach Wirtschaftsstrukturen. wird folgender Satz eingefügt: Die Kommunen selbst haben 
nur wenig Möglichkeiten ihre Steuereinnahmen zu gestalten. Die Linke setzt sich daher auf allen 
politischen Ebenen für umverteilende Steuerreformen und eine Abschaffung der „Schuldenbremse“ 
ein.
Zeilen 513/514: Zusammenhalt und kommunalen Wohnungsbau wird ersetzt durch  Zusammenhalt,  
kommunalen Wohnungsbau und ÖPNV
Zeile 523: Es wir folgender Text eingefügt: 

• Kein Verkauf von kommunaler Infrastruktur um Haushaltslöcher zu stopfen. Investor*innen 
erwarten Profite, das steigert die Kosten oder senkt die Qualität. Zusätzlich verliert die 
Kommune Gestaltungsmacht und ist oft auf externe Beratung für den Abschluss der teils 
komplizierten Verträge angewiesen.

• Keine Finanzierung von generativer KI für kommunale Aufgaben.
• Weitgehender Verzicht auf Finanzierung von closed-source Softwarelösungen.

Eine Version des Abschnitts mit markierten Änderungen ist im Anhang.

Begründung
1. Die erste Änderung soll berücksichtigen, dass die Kommunen aktuell von den Zahlen her 

finanziell immer besser ausgestattet werden, also nicht mittellos sind, aber durch nicht 
ausfinanzierte zusätzliche Aufgaben trotzdem große finanzielle Schwierigkeiten haben. 
Während die Kommunen 2022 noch einen leichten Finanzierungsüberschuss hatten, war 
2023 erstmals seit 2014 wieder ein Defizit zu verzeichnen. 2024 stieg dieses Defizit auf 24,8 
Milliarden Euro (zum Vergleich: der gesamte Überschuss aus den Jahren 2015-2022 betrug 
43,8 Milliarden Euro). Dieses Defizit entstand nicht durch einen Einbruch der Einnahmen 
(die stiegen von 2023 auf 2024 um 5,4%), sondern durch um 10,4% höhere Ausgaben. Es ist 
aber auch richtig, dass die Einnahmeseite durch die neoliberale Steuerpolitik mit Senkung 
insbesondere der Spitzensteuersätze seit Anfang der 2000er Jahre geschwächt wurde.

2. Gerade der Linken wird oft vorgeworfen viel zu fordern, aber keine Finanzierung dafür 
vorweisen zu können. Auf kommunaler Ebene ist das deutlich schwerer zu entkräften als auf 
Bundesebene, da die Kommunen keine Möglichkeiten haben, die Steuerreformen, die zur 
Finanzierung nötig wären umzusetzen. Die Möglichkeiten der Kommunen sind bei Steuern 
sehr eingeschränkt und auf die Festsetzung von „Hebesätzen“ bei bestimmten Steuerarten 
begrenzt. Die wichtigste Steuerart ist hier die Gewerbesteuer. Zudem hätten Erhöhungen oft 
negative Auswirkungen auf Einwohner*innen, da z.B. die Grundsteuer über die 
Nebenkostenabrechnung auf Mieter*innen umgelegt wird. Eine Erhöhung der 
Gewerbesteuer kann es schwerer machen Unternehmen in der Kommune anzusiedeln, oder 
bei größeren Unternehmen dazu führen, dass Steuern in einem anderen Ort mit niedrigem 



Hebesatz abgeführt werden. Daher sollen die Änderungen noch einmal betonen, dass sich 
die Linke auf allen Ebenen für eine Steuerreform und die Abschaffung der Schuldenbremse 
einsetzt.

3. Der ÖPNV wurde eingefügt, da er einen positiven Gegenpol zu den negativ erwähnten 
Straßenbauprojekten bildet.

4. Outsourcing von Infrastruktur führt zwar kurzfristig zu Einnahmen, aber langfristig ist die 
Miete der Infrastruktur und die Serviceleistungen teuer. Investiert wird nur wenn Profite zu 
erwarten sind und die müssen durch Einsparungen bei Löhnen, Qualität oder höhere Kosten 
erwirtschaftet werden. Es ist schwer dazu belastbare Studien zu finden. Ich würde hier gerne 
Zahlen und Beispiele liefern, habe aber keine parat.

5. Die zusätzlichen Forderungen sollen Punkte ergänzen, in denen eine (mögliche) 
Kosteneinsparung mit politischen Forderungen der Partei zusammengeht. Bei KI ist 
absichtlich von „generativer“ KI die Rede und nicht von KI allgemein, da es durchaus viele 
sinnvolle Anwendungen von spezialisiertem Machine Learning gibt, dass aber wegen dem 
KI-Boom auch einfach als „KI“ vermarktet wird. Bei open source Software sind zwar keine 
Lizenzgebühren fällig, dafür aber ein höherer Administrationsaufwand. Allerdings kann der 
durch lokale Beschäftige erbracht werden, so dass sich ein Vorteil für die Kommune ergeben 
sollte.

Anhang: Veränderter Textabschnitt

Die Kommunen stehen unter Druck: Fachkräfte fehlen in Kitas, Pflege und Verwaltung, nicht 
wegen mangelnder Qualifikation, sondern wegen unattraktiver Bedingungen. Das ist kein Zufall,
sondern Ergebnis politischer Entscheidungen auf Bundes- und Landesebene. Während Überreiche 
in Deutschland Vermögen anhäufen, werden Städten und Gemeinden ständig neue Aufgaben 
übertragen, die nicht ausreichend finanziert sind und die finanzielle Situation weiter verschlechtern. 
Auch die seit Ende der 90er Jahre im Zuge der neoliberalen Steuerpolitik gesenkten 
Einkommensteuersätze belasten kommunale Haushaltemittellos im Stich gelassen. Dabei ist klar: 
Geld ist genug da, es wird nur falsch verteilt. Für uns als Die Linke bedeutet das, kommunale 
Haushaltsdebatten immer auch als Verteilungsfrage zu begreifen und konkrete Verbesserungen vor 
Ort mit strukturellen Forderungen zu verbinden. Die Fixierung auf die „Schwarze Null“ verhindert 
notwendige Investitionen in Bildung, soziale Infrastruktur und nachhaltige Wirtschaftsstrukturen. 
Die Kommunen selbst haben nur wenig Möglichkeiten ihre Steuereinnahmen zu gestalten. Die 
Linke setzt sich daher auf allen politischen Ebenen für umverteilende Steuerreformen und eine 
Abschaffung der „Schuldenbremse“ ein. Zusätzliche Einnahmen durch die Wiedereinführung der 
vom Grundgesetz geforderten Vermögensteuer sollten auch in eine bessere Finanzierung der 
Kommunen fließen.

Unsere Forderungen:
• Konsequente Priorisierung von Investitionen in Schulen, Kitas, sozialen Zusammenhalt, 

undkommunalen Wohnungsbau und ÖPNV statt teurer Prestige- und Straßenbauprojekte.
• Aktive Initiative der Region Hannover gegenüber Land und Bund für eine gerechte 

Steuerpolitik, insbesondere die Wiedereinführung der Vermögensteuer.
• Stopp von Kürzungen bei freiwilligen sozialen Leistungen und langfristige Absicherung 

sozialer Infrastruktur in allen Stadtteilen.
• Nutzung aller bestehenden finanziellen Spielräume, z. B. durch Förderprogramme, 

Entschuldungsmodelle und gezielte Investitionsstrategien.
•  Systematische Überprüfung aller größeren Ausgaben auf ihren sozialen Nutzen und ihre 

Wirkung für Lebensqualität und Teilhabe.
•      Kein Verkauf von kommunaler Infrastruktur um Haushaltslöcher zu stopfen. Investor*innen 

erwarten Profite, das steigert die Kosten oder senkt die Qualität. Zusätzlich verliert die 



Kommune Gestaltungsmacht und ist oft auf externe Beratung für den Abschluss der teils 
komplizierten Verträge angewiesen.

•      Keine Finanzierung von generativer KI für kommunale Aufgaben.
• Weitgehender Verzicht auf Finanzierung von closed-source Softwarelösungen.
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